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Sanieren hat Vorrang – 
unter Einbezug der Bevölkerung

Die Ärztinnen und Ärzte für Um-
weltschutz (AeFU) machen seit Jah-
ren auf die problematische Schad-
stoffsituation im Klybeck aufmerk-
sam. Am 20. Juni 2019 präsentierte 
AeFU-Geschäftsleiter Martin Forter 
von den Ärzten und Ärztinnen ein 
eigenes Gutachten. Sein Fazit: “Die 
Behörden des Kantons Basel-Stadt 
haben die Altlastenverordnung im 
Stadtteil Klybeck nur in Ansätzen 
umgesetzt. Deshalb wissen sie bis 
heute nicht genau, wo auf den Che-
miegeländen der BASF AG und der 
Novartis AG sowie auf öffentlichem 
Grund belastete Standorte vorkom-
men, die saniert werden müssen.”
Die Behörden sehen das anders. Die 
Belastungssituation im Klybeck blei-
be unverändert, gab das Amt für Um-
welt und Energie (AUe) am 19.12. 
2019 bekannt. Es habe aufgrund des 
Berichts der AeFU zusätzliche Mes-
sungen vorgenommen und an einer 
Messstelle am Unteren Rheinweg 
auch Benzidin gefunden. Dieser 
Stoff kann zu Blasenkrebs führen. 
“Die Ergebnisse 2019 bestätigen die 
Resultate aus früheren Jahren und 
zeigen, dass die Belastungssituation 
im Klybeck unverändert bleibt.
Schädliche Einwirkungen auf 
Mensch oder Umwelt sind im heuti-
gen Zustand nicht zu erwarten”, teil-
te das Amt für Umwelt am 19.12.2019 
mit.

Die AeFU reagierten mit vier Forde-
rungen auf diese Mitteilung: 

• Systematische Untersuchung des 
Chemiemülls und des Grundwassers 
auf Benzidin und die anderen ge-
fährlichen Substanzen.

• Systematische und detaillierte Er-
fassung der belasteten Standorte im 
Klybeck.

• Vollständige Beseitigung des kon-
taminierten Untergrunds sowie des 
Chemiemülls auf Allmend, bevor das 
Bauen beginne.

• Die Einberufung einer Begleit-
kommission.

Die alten (Novartis und BASF) und 
die neuen (Central Real Estate und 
SwissLife) Besitzer des Areals hüllen 
sich in Schweigen, was die Altlasten 
im Klybeck betrifft. Wer trägt das 
Risiko? Wer übernimmt die Kosten, 
falls aufwändige Sanierungen not-
wendig werden? Derartige Fragen 
bleiben unbeantwortet. Welche Stra-
tegie betreffend Altlasten verfolgen 
die neuen Besitzer? Welche Kanäle 
wollen sie benutzen, um mit der Öf-
fentlichkeit zu kommunizieren? 
Welche Sanierungskonzepte favori-
sieren sie?

Unbefriedigender Zustand
Es entsteht eine klassische, aber 
unbefriedigende Situation: ver-
schiedene Standpunkte, verschie-
dene Beurteilungen, Intranspa-
renz bei Vorgehensweisen. Wem 
soll die Bevölkerung glauben? Wer 
hat nun recht? Und welcher Stand-
punkt wird von welchen Interes-
sen geprägt? Was sind die Ziele der 
Stadt und der Besitzer? So wird das 
Vertrauen der Bevölkerung nicht 
gewonnen. Es ist keine gute Grund-
lage für die Umwandlung des Kly-
beck-Areals in ein innovatives, 
zukunftgerichtetes Stadtquartier 
und für den immer wieder ver-
sprochenen partizipativen Einbe-
zug der Bevölkerung in die Ent-
wicklung.
Es gibt ausgezeichnete Beispiele da-
für, wie offen und konstruktiv mit 
dem Schadstoffproblem umgegan-
gen werden kann. 

Bonfol
Am 27. April 2004 haben der Kan-
ton Jura und die Basler Chemische 
Industrie (BCI) eine 16-köpfige In-
formationskommission eingesetzt, 
welche die Sanierung der Deponie 
Bonfol begleitete. Sie umfasste Ver-
treter von Verbänden und von Ini-
tiativen aus dem Umweltbereich, 
Behördenvertreter aus der Schweiz 
und Frankreich und Vertreter der 
BCI. Die Kommission soll die Ver-
ständigung zwischen allen interes-
sierten Kreisen fördern.
Im jurassischen Bonfol hatte haupt-
sächlich die chemische-pharma-
zeutische Industrie aus Basel wäh-
rend Jahrzehnten giftigen Müll aus 
ihrer Produktion deponiert. Erst 
nach einer Besetzung durch Green-
peace und grossem öffentlichen 
Druck einigten sich der Kanton und 
die Chemie im Jahr 2000 auf eine 
Sanierung. Diese wurde im Herbst 

2016 abgeschlossen und hatte 380 
Millionen Franken gekostet. (BCI: 
Fakten zur Sanierung)
Die Informationskommission hat 
ein weites Einsichtsrecht, äußert 
ihre Meinung und kann Gutachten 
anfordern, schreibt deren Präsi-
dent Rene Longet auf der Website 
der Kommission. Sie arbeite mit 
ihren Mitgliedern daran, die Be-
denken zu ermitteln, in jeder Pha-
se nach den besten Lösungen zu 
suchen und ganz allgemein die 
Debatte zu fördern und Transpa-
renz zu gewährleisten. Eine konti-
nuierliche, kritische und aufmerk-
same Unterstützung trage dazu 
bei, Vertrauen zu schaffen, dass 
die bestmöglichen Lösungen um-
gesetzt werden. Longet spricht 
von einer vorbildlichen Aktion, 
denn in allen Industrieländern 
müssten viele derartige Standorte 
saniert werden.

Erfahrungen zeigen: Eine Voraussetzung für die nachhaltige Transformation des Klybeck-Areals in ein neues Stadtquartier ist volle Transparenz über die 

Belastung des Areals mit Giftstoffen. Und den Einbezug der Bevölkerung bei der Sanierung des Areals. .

Was verbirgt sich im Untergrund? Schachtdeckel im Klybeckareal | Bild 
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Kühe, wie man sie sich gerne noch vorstellt, leben auf dem Hof «Spitzenbühl bei Liesberg. | Bild: ZVG

Informations- und Aus-
tauschplattform Quecksilber
Beim Bau der A9 zwischen Visp und 
Niedergesteln im Wallis wurden 
2010/2011 erhöhte Quecksilberkon-
zentrationen festgestellt. Untersu-
chungen ergaben, dass Lonza AG ab 
etwa 1930 bis ca. 1975 quecksilber-
belastete Abwässer in den Gross-
grundkanal leitete. Das Quecksilber 
sammelte sich im Bodensatz des Ka-
nals an. Dieser wurde bei Unter-
haltsarbeiten ausgebaggert und 
samt Quecksilber aufs umliegende 
Land verteilt. Die Behörden identifi-
zierten 96 sanierungsbedürftige 
Parzellen. Im Herbst 2017 begannen 
die Sanierungsarbeiten. 
Anfang 2015 wurde eine Informa-
tions- und Austauschplattform ge-
schaffen. Vertreten sind Kantons- 
und Gemeindebehörden, die Lonza 
AG und Verbände wie die AeFU, der 
WWF und die Interessengemein-
schaft Quecksilber (IGQ) in Visp. 
Der regelmässige Austausch auf die-
sen zusätzlichen Ebenen sichere ei-
ne transparente Kommunikation 
und einen direkteren Wissenstrans-
fer zu den Betroffenen, teilten der 
Kanton, die betroffenen Gemeinden 
und die Lonza AG mit. Die Informa-
tions- und Austauschplattform hat 
seit 2015 17 Mal getagt; die Protokol-
le werden auf der Website des Kan-
tons veröffentlicht.

Sondermüllofen Basel
Auch beim Bau des Sondermüllofens 
im Klybeck (Der Spiegel: Lächerli-
ches Öfeli, 21.5.1990) brauchte es 
einen runden Tisch, bis der Ofen ge-
baut werden konnte. «Die Planung 
für den Sondermüllofen, die schon 
viele Jahre früher begann, kam nach 
dem Brand in Schweizerhalle ins 
Stocken, da bei der Planung der po-
tentielle Dioxinausstoss vergessen 
wurde. Erst nach einem längeren 
Prozess am runden Tisch mit WWF, 
Quartierbevölkerung etc. wurde der 
Ofen massiv verbessert und konnte 
schliesslich gebaut werden. Und 
noch während Jahren wurde dann 
der Betrieb von einer gemischten 
Begleitgruppe aus Betreibern und 
Nachbarschaftsvertretern regelmä-
ssig besprochen», sagt Stephan Ro-
binson. Er hat seinerzeit als Experte 
an dem Dokument mitgewirkt, das 
im Anhang zum Ergebnisbericht 
«Mitwirkung weiterdenken» vom 23. 
November 2019 erwähnt wird: A Dis-
cussion of the Role of Citizens in 
Public Decision-Making, Post-Cold 
War Demilitarization, and Environ-
mental Clean-Up (zu deutsch etwa: 
Eine Diskussion über die Rolle der 
Bürger bei der öffentlichen Ent-
scheidungsfindung, der Entmilitari-
sierung nach dem Kalten Krieg und 
der Umweltsanierung — Das Doku-
ment steht nicht online zur Verfü-

gung; es kann aber bei der Fachstelle 
Stadtentwicklung angefordert wer-
den). Worum geht es in dem Papier?

Sogar die Armee kommt um 
Partizipation nicht herum
Nach dem Kalten Krieg bauten die 
Streitkräfte in Ost und West ihre Ka-
pazitäten massiv ab. Hunderte mili-
tärische Installationen wurden still-
gelegt. Millionen von Tonnen von 
Waffen, Munition und Giftstoffen 
mussten und müssen entsorgt wer-
den.
Diese Entwicklung löste nicht nur 
eitel Freude aus. Viele Gemeinden, 
die direkt von militärischen Instal-
lationen profitierten, machten sich 
Sorgen um Arbeitsplätze und die 
Auswirkungen der Transformations-
projekte auf die Umwelt und die öf-
fentliche Gesundheit. Sie verlang-
ten, dass sie über die Pläne infor-
miert und in die Entscheidfindung 
einbezogen würden.

DAD funktioniert nicht mehr
In der «guten alten Zeit» wurden der-
artige Projekte nach dem DAD-Prin-
zip durchgezogen: «decide — an-
nounce — defend» (entscheide — ver-
künde — verteidige). Anders gesagt: 
Die Menschen wurden vor vollende-
te Tatsachen gestellt. Manchmal 
wurde sie pro forma angehört. Die 
Bürgerinnen und Bürger merkten 

aber schnell, dass ihre Äusserungen 
kein Gewicht hatten. Folgerichtig 
reagierten sie mit Protesten und Ge-
richtsverfahren. Die Folgen waren 
jahrelange rechtliche Auseinander-
setzungen, Blockaden und immense 
Kosten. Die Behörden lernten, dass 
solche Sanierungsprozesse nur effi-
zient ablaufen, wenn die betroffene 
Bevölkerung einen Platz am Ver-
handlungstisch bekommt. Sie entwi-
ckelten partizipative Verfahren, die 
in dem Dokument eingehend be-
schrieben werden. 

RAB und CAC
Um Blockaden zu vermeiden und 
einvernehmliche Lösungen zu erzie-
len, wurden sogenannte «Restorati-
on Advisory Boards (RABs)» und 
«Citizens’ Advisory Commissions 
(CACs)» etabliert. Ziel war, den Dia-
log zwischen Militär und zivilen Sta-
keholdern zu fördern. Das Militär 
wurde angewiesen, die zivilen Nach-
barn von Militäranlagen in den 
Transformationsprozess einzube-
ziehen und volle Transparenz herzu-
stellen. Für die Prozesse wurden de-
taillierte Richtlinien erlassen. Ins-
besondere erhielten sie auch finan-
zielle Unterstützung, um Expertin-
nen und Experten beizuziehen, die 
ihnen helfen konnten, schwierig 
lesbare technische Dokumente zu 
verstehen.
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